
Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a BauGB 
zum Bebauungsplan „Bahnstadt Ost, Prinz-Wilhelm-Straße“ 

 
Gem. § 10a BauGB ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung beizufügen 
über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen Grün-
den der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Pla-
nungsmöglichkeiten gewählt wurde.  
 

1.  Ziel der Bebauungsplanaufstellung 
 

Das Gelände des Plangebietes war in der Vergangenheit durch Anlagen der deutschen Bahn 
genutzt. Diese Nutzungen wurden über die Jahre hinweg sukzessive aufgegeben bzw. ein-
gestellt. Die ursprüngliche Bausubstanz und die bahntechnischen Anlagen wurden ebenfalls 
sukzessive zurückgebaut. Danach lag die Fläche über Jahre hinweg brach und wurde zwi-
schenzeitlich als Parkplatz genutzt. 

Östlich der Prinz-Wilhelm-Straße besteht bereits vorhandene Bebauung mit Wohn- und Ge-
schäftsgebäuden. Die Bebauung entlang der Prinz-Wilhelm-Straße ist Teil der angrenzenden 
innerstädtischen Wohn- und Mischgebiete im Süden des zentralen innerstädtischen Berei-
ches.  

Westlich an das Plangebiet grenzt unmittelbar die Bahnanlage mit der Bahnstrecke Karlsru-
he Heidelberg an. Die Bahnanlage weist eine Vielzahl von Gleisen auf, die für den Personen- 
und Güterverkehr sowie für das Abstellen von Zügen genutzt werden.  

Der räumliche Geltungsbereich des geänderten Plangebietes ist zwischenzeitlich mit einem 
Fachmarktzentrum bebaut. Im Bebauungsplan wurden die zulässigen Sortimente, abge-
stimmt auf das Einzelhandelskonzept der Stadt Bruchsal, festgelegt. 

 

2. Verfahrensablauf 

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Bahnstadt Ost, Prinz-Wilhelm-Straße“, 
Gemarkung Bruchsal und der örtlichen Bauvorschriften für den räumlichen Geltungsbereich 
wurde bereits am 24.04.2012 durch den Gemeinderat eingeleitet.  

Die Offenlage des Bebauungsplanentwurfes erfolgte im Zeitraum vom 28.10.2013 bis 
29.11.2013.  

Auf der Grundlage des Bebauungsplanentwurfes in Verbindung mit § 33 BauGB wurde das 
Bauvorhaben Saalbachcenter genehmigt.  

Am 30.01.2018 hat der Gemeinderat die erneute öffentliche Auslegung und die erneute Be-
teiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen. Die Offenla-
ge fand in der Zeit vom 19.02.2018 bis 20.03.2018 statt. 

Nach Anpassung der Festsetzungen der zulässigen Sortimente für Einzelhandel erfolg-te 
eine erneute Offenlage, die der Gemeinderat am 27.11.2018 beschlossen hat. Die erneute 
Offenlage war in der Zeit vom 14.12.2018 bis 23.01.2019. 

Bei der erneuten Offenlage gingen keine relevanten Anregungen oder Stellungnahmen mehr 
ein. 

Der Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften wurde am 26.03.2019 als Satzung be-
schlossen. 
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3.  Berücksichtigung der Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung 

 

3.1 Umweltbelange 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde ein Umweltbericht erstellt und eine Arten-
schutzuntersuchung durchgeführt.  

Das Gelände wurde nach dem 2. Weltkrieg großflächig mit Trümmerschutt aufgefüllt und 
diente seit dem 19. Jahrhundert als Bahngelände. Durch verschiedene altlastenträchtige 
Nutzungen ist die Fläche über Jahrzehnte zum Teil erheblich mit Schadstoffen belastet wor-
den. Der mit der Bebauung verbundene hohe Versiegelungsgrad ist eine Maßnahme zum 
Schutz des Grundwassers vor Schadstoffeinträgen aus der Fläche. 

Die Schutzgüter des Naturhaushalts sowie das Landschafts- bzw. Stadtbild wiesen zu Pla-
nungsbeginn eine überwiegend geringe Wertigkeit auf. Das Konfliktpotential war gering. Die 
ehemalige Vegetation des Plangebietes hatte eine mittlere Wertigkeit. Für das Schutzgut 
Mensch sowie Sach- und Kulturgüter entstanden keine erheblichen vorhabenbedingten Be-
einträchtigungen. 

Durch geeignete Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen wurden die Eingriffe in Na-
turhaushalt und Landschaftsbild (Dachbegrünung, Erhalt und Schutz von Straßenbäumen, 
Bergung von Mauereidechsen und Blauflügeligen Ödlandschrecken und Umsiedlung auf 
eine Ersatzfläche, Einrichtung eines Reptilienschutzzauns etc.)  soweit wie möglich reduziert.   

Nach der Umsetzung der Kompensations- bzw. CEF-Maßnahmen wurden die Eingriffe in die 
Schutzgüter Tiere und Pflanzen sowie Boden ausgeglichen.  

 

3.2 Ergebnisse der Öffentlichkeits-  und Behördenbeteiligung 

Öffentlichkeitsbeteiligung 

Von Seiten der Öffentlichkeit gingen keine Anregungen ein.  
 

Die Anregungen der Behördenbeteiligung wurden soweit wie möglich aufgenommen, so 
dass am Ende des Verfahrens keine weiteren abwägungsrelevanten Stellungnahmen ein-
gingen.  

 

 

4. Gründe, warum der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kom-
menden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde 

Die Nachnutzung der ehemaligen Bahnflächen inmitten der Innenstadt, südlich des Bahn-
hofs, ist eine Maßnahme der Innenentwicklung. Alternative Planungsmöglichkeiten haben 
sich nicht ergeben. 

 

 

Stadtplanungsamt, 27.03.2019 

 


